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Ⅰ.  Einleitung
 Der Schuldturm (mitunter auch Schuldgefängnis) ist im deutschen Sprachraum ein  Ge-
bäude, dass dem Freiheitsentzug von Personen diente, die ihre Schulden nicht bezahlen konn-
ten.  Der Freiheitsentzug war nicht Folge einer strafrechtlichen Verurteilung, die etwa wegen 
versuchten oder vollendeten Betruges allerdings in Frage kam, wenn dem Schuldner vor Einge-
hen der Verpﬂichtung klar war, dass er diese nicht werde erfüllen können und seine Vertrags-
partei zu einer Vermögensverfügung zu veranlassen suchte oder tatsächlich veranlasste.  Der 
Freiheitsentzug diente vielmehr der Erfüllung einer zivilrechtlichen Verpﬂichtung.  Der 
Schuldner konnte sich dann entweder kurz vor seiner Einweisung doch eines Besseren besin-
nen und erfüllen, oder im Wege des offenen Vollzuges am Tag einer Beschäftigung nachgehen, 
deren Entgelt der Befriedigung der Forderung diente, oder von einem Dritten ausgelöst werden, 
weil er dem Dritten Dienste schuldete, die er wegen der Inhaftierung nicht nachkommen konn-
te.  Die Anordnung der Schuldturmhaft zur Erzwingung der Befriedigung von Geldforderun-
gen aus schuldrechtlichen Verpﬂichtungen ist im 19. Jahrhundert abgeschafft worden.
 Zwar gibt in der deutschen Rechtsordnung immer noch in eine ganze Reihe von Fällen, in 
denen zur Erwirkung von Leistungen – auch Geldleistungen – zeitlich befristete Freiheitsent-
ziehungen (sog.  Beugehaft) angeordnet werden können.  Aber der Begriff Schuldturm ist heu-
te eher eine Methapher für die verschiedenen Folgen, die eine  verschuldete Person in den je-
weiligen Rechtsordnungen treffen können.  Die rechtlichen Probleme haben sich nämlich mit 
der Beseitigung der Schuldturmhaft nicht verändert, sie sind nur in einem neuen Gewand auf-
getreten und es ist durchaus nicht immer klar, ob der traditionelle Schuldturm schlimmer war 
als der neue.
 Hier soll gezeigt werden, dass das zivilrechtliche Kreditvertragsrecht Japans sich in einer 
Weise entwickelt hat, die den Kreditnehmer nach und nach aus seinem Schuldturm befreit und 
im Ergebnis den Kreditgeber – jedenfalls vorübergehend – in denselben verfrachtet hat.  Dabei 
wird hier nur auf die Zinsen eingegangen; andere aus dem Kreditvertrag möglicherweise resul-
tierende Zahlungsverpﬂichtungen des Kreditnehmers wie Vertragsabschlusskosten, Verzugs-
zinsen, Vertragstrafen usw. bleiben unbeachtet.
 Die deutschsprachige Beschäftigung mit dem angesprochenen Problem ist dürftig.  Aus 
juristischer Perspektive hat der Verfasser in seinem Beitrag „Das Japanische im japanischen 
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Finanzrecht“ zu einem Symposium im Jahre 1991 die japanischen Regelungen zu Wucherzins-
sätzen als eine Besonderheit des japanischen Finanzrechts ausgemacht1.  Christine Rapp (heute 
Schulte) hat in ihrer 1995 vorgelegten Bonner japanologischen Magisterarbeit das Thema aus 
der Sicht des Verbraucherschutzes aufgegriffen2.  Die wesentlichen Ergebnisse hat sie in einem 
Aufsatz im selben Jahr wiederholt3.  Unter dem gleichen Blickwinkel beschäftigt sich Marc 
Dernauer in seiner im Jahre 2005 eingereichten Freiburger juristischen Dissertation mit dem 
Thema4.  Auch aus anderen Disziplinen liegen kaum Untersuchungen vor.  Rainer Repke hat in 
einem Aufsatz für einen Sammelband der Deutschen Gesellschaft für Natur- und Völkerkunde 
Ostasiens über Geld in Japan 19815 die Konsumentenkredite aus der Sicht eines Praktikers ge-
streift und die 1995 vorgelegte Marburger japanologische Magisterarbeit von Stephanie Rudolf 
untersucht das Thema aus wirtschaftshistorischer Sicht6.
 Das japanische Kreditvertragsrecht ist im Jahre 2006 einer großangelegten Reform ausge-
setzt gewesen, deren letzte Einzelregelungen erst im Jahre 2010 in Kraft traten.  Dies ist Anlass 
genug, die Entwicklung im einzelnen vorzustellen.  Dabei soll insbesondere die Leistung der 
zivilgerichtlichen Rechtssprechung im Vorfeld dieser Reform gewürdigt werden.  An anderer 
Stelle hat der Verfasser diese Reform unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Aufsichtsrechts 
(Gewerberechts) für Kreditgeber dargestellt7.
Ⅱ.  Rechtslage von 1954 bis 1983
 Der Vertrag, der die vorübergehende Zurverfügungstellung gesetzlicher Zahlungsmittel 
ermöglicht, ist das Darlehen (消費貸借 shōhi taishaku).  Es hat eine beispielhafte, freilich zu-
meist dispositive Regelung im Abschnitt Verträge (契約 keiyaku) des Teils Forderungen (債
権 saiken) in den Artt. 587-592 des japanischen Zivilgesetzes (民法 minpō, im folgenden ZG)8 
gefunden.  Danach ist er ein Vertrag, in dem sich derjenige, der bestimmte Sachen zum Ge- 
oder Verbrauch (消費 shōhi) erhalten hat, verpﬂichtet, Sachen gleicher Art, Güte und Menge 
zurückzuerstatten (Art. 587 ZG).
 Der Darlehensvertrag kann als entgeltlicher oder unentgeltlicher Vertrag ausgestaltet wer-
  1 Menkhaus, Heinrich: Das Japanische im japanischen Finanzrecht, in: Heinrich Menkhaus (Hg.), Das Ja-
panische im japanischen Recht. Iudicium: München 1994, S. 281, 304f.
  2 Rapp, Christine: Überschuldungsproblematik und Verbraucherkreditrechtssystem. Holos: Bonn 1994.
  3 Rapp, Christine: Die „bubble economy“ des kleinen Mannes: Verbraucherkreditrecht in Japan, in: Zeit-
schrift für japanisches Recht 1 (1996) 42ff.
  4 Dernauer, Marc: Verbraucherschutz und Vertragsfreiheit im japanischen Recht. Mohr Siebeck: Tübingen 
2006, 39ff., 85f. und 288ff.
  5 Repke, Rainer: Konsumentenkredite, in: Ernst, Angelika/Laumeyer, Hans-Dieter/Lindberg, Rainer/Lo-
kowandt, Ernst (Hg.), Geld in Japan. Erich Schmidt: Berlin 1981, 117ff.
  6 Rudolf, Stephanie: Konsumentenkredite in Japan. Marburger Japan Reihe: Marburg 1996.
  7 Menkhaus, Heinrich: Verbraucherkreditrecht in Japan nach der Reform aus dem Jahre 2006, in: Distel-
rath, Günther/Menkhaus, Heinrich/Ölschleger, Hans-Dieter (Hg.): Vom Ungleichen in Japan. Untersu-
chungen zu wachsenden Disparitäten in Gesellschaft, Wirtschaft und Recht. Bier’sche Verlagsanstalt: 
Bonn 2012.
  8 Heute nur noch als Gesetz 89/1896 bezeichnet, obwohl es ursprünglich auf zwei Gesetze aufgeteilt war, 





den.  In der Regel wird er entgeltlich sein.  Das Entgelt wird Zinsen (利息 risoku) genannt, falls 
die zur Verfügung gestellten Sachen gesetzliche Zahlungsmittel sind.  Die Festlegung der Höhe 
der Zinsen ist der Vereinbarung der Parteien überantwortet.  Diese orientieren sich am Markt. 
Auf diesem richtet sich der Zinssatz (利率 riritsu) nach der Bonität des Darlehensnehmers, 
nach den von ihm zur Verfügung gestellten Sicherheiten, nach der Höhe der kontraktierten 
Darlehensvaluta, nach dessen Währung, nach den Tilgungsraten und -fristen, usw..  Ausdrü-
cken kann sich im Zinssatz auch eine besondere Zwangslage des Darlehensnehmers oder eine 
marktbeherrschende Stellung des Darlehensgebers.  Die deutsche Rechtsordnung beugt den 
Auswüchsen, Wucher genannt, durch die Anordnung der Unwirksamkeit vor.  Dies wird über 
die Sittenwidrigkeit nach § 138 II Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) erreicht.  Rechtstechnisch 
ginge es auch mit der Unwirksamkeit in Folge eines Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot 
nach § 134 BGB, falls eine Rechtsvorschrift etwa die Überschreitung eines bestimmten Zins-
satzes verböte.
 Der Begriff Wucher (暴利行為 bōri kōi) ﬁndet sich auch in der japanischen Rechtsord-
nung.  Aber wucherisch hohe Zinsabreden werden dort nicht unter Rückgriff auf die allgemei-
ne Unwirksamkeitsregel des Verstoßes gegen die guten Sitten (善良の風俗 zenryō no fūzoku), 
die das japanische Recht in Art. 90 ZG ebenfalls kennt, unwirksam, sondern über spezialge-
setzliche Regelungen.  Dabei muss die spezialgesetzliche Regelung die Unwirksamkeit expres-
sis verbis aussprechen, weil es eine dem deutschen Recht entsprechende Nichtigkeit infolge 
eines Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot im japanischen Recht nicht gibt.
 Die spezialgesetzliche Regelung ﬁndet sich im Zinsbeschränkungsgesetz (利息制限法 ri-
soku seigen hō).  Dieses Gesetz stammt schon aus dem Jahre 18779 und ist damit älter als das 
Zivilgesetz, das erst im Jahre 1898 in Kraft gesetzt wurde.  Die Regelungen dieses Gesetzes 
wurden nicht in das Zivilgesetz integriert.  Das Gesetz hat bis heute seine Eigenständigkeit als 
zivilrechtliches Nebengesetz beibehalten.  Nach dem Ende des Paziﬁschen Krieges wurde es 
im Jahre 1954 neu gefasst10.  Es enthält in Art. 1 I die Anordnung der Unwirksamkeit.  Die 
Vorschrift lautete in ihrer seinerzeitigen Fassung:
 Zinssatzhöchstgrenzen
( I ) Zinsen in Darlehensverträgen über Geld, die die folgenden Zinssatzhöchstgrenzen 
übersteigen, sind in Höhe des überschießenden Zinssatzteils nichtig.
 －für eine Darlehenssumme bis zu 100.000 Yen 20% p. a.
 －für eine Darlehenssumme von 100.000 Yen bis zu 1 Mio. Yen 18% p. a.
 Deutsche Übersetzungen in der Fassung des Gesetzes Nr. 89/1896 bei Lönholm, Ludwig Hermann: Das 
Bürgerliche Gesetzbuch für Japan. Selbstverlag: Tokyo 1896, in  der Fassung des Gesetzes Nr. 36/1901 bei 
Vogt, Karl: Japanisches Bürgerliches Gesetzbuch. Selbstverlag: Yokohama 1921 und ders.: Japanisches 
Bürgerliches Gesetzbuch. Carl Heymanns: Berlin 1927, in der Fassung des Gesetzes Nr. 69/1926 bei Vogt, 
Karl: Japanisches Bürgerliches Gesetzbuch. Selbstverlag: Yokohama 1937, in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 222/1947 bei Vogt, Karl: Japanisches Bürgerliches Gesetzbuch. Selbstverlag: Yokohama 1956, in der 
Fassung des Gesetzes Nr. 68/1979 bei Ishikawa, Akira u. a.: Das japanische BGB in deutscher Sprache. 
Carl Heymanns: Köln u. a. 1985, und in der Fassung des Gesetzes Nr. 78/2006 bei Kaiser, Andreas: Das 
Japanische Zivilgesetzbuch in deutscher Sprache. Carl Heymanns: Köln u. a. 2008.
  9 Gesetz Nr. 66/1877. Im Original abgedruckt unter http://kindai.da.ndl.go.jp/info:ndljp/pid/787957/73.
 10 Gesetz Nr. 100/1954, vor der Reform des Jahres 2006 zuletzt geändert durch Gesetz Nr. 155/1999. In der 
Fassung von 1954 im Original abgedruckt unter http://roppou.aichi-u.ac.jp/joubun/s29-100.htm. Deut-
sche Übersetzung in der Fassung von Gesetz Nr. 100/1954 bei Rapp (Fn. 2) 136.
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 －für eine Darlehenssumme von 1 Mio.  und darüber  15% p. a.
 Die Vorschrift ordnet also eine Teilnichtigkeit an.  Der die jeweilige Zinssatzhöchstgrenze 
(制限利率 seigen riritsu) übersteigende Zinsbetrag (制限超過利息 seigen chōka risoku) kann 
nicht geltend gemacht werden.  Gemeint ist der Jahreszinssatz.
 Die gesetzlich angeordnete Teilnichtigkeit hatte indes nicht notwendig zur Folge, dass 
tatsächlich auf die Zinsschuld geleistete Zahlungen, die über die Zinssatzhöchstgrenze hinaus-
gingen, im Wege der ungerechtfertigten Bereicherung (不当利得 futō ritoku) gem. Art. 703 ZG 
vom Darlehensgeber zurückverlangt werden konnten.
 Vielmehr regelte Art.  1 II des in Rede stehenden Gesetzes insofern:
(II) Wenn der Schuldner (債務者 saimusha) freiwillig (任意 nińi) über die oben genann-
ten Zinssätze hinausgehende Zahlungen (超過部分 chōka bubun) geleistet hat, kann 
er trotz der Bestimmung des Abs. 1 die Rückzahlung der zuviel geleisteten Summe 
nicht geltend machen.
 Das ist eine Kondiktionssperre.  Hinter ihr steht der Gedanke, der Schuldner sei zwar 
grundsätzlich schutzwürdig.  Diesem Schutz werde der Abs. 1 gerecht.  Die Schutzwürdigkeit 
entfalle aber, wenn der Schuldner freiwillig zu viel zahle.  Diese Überlegung hat zur Folge, dass 
der zahlungswillige gegenüber dem zahlungsunwilligen Schuldner schlechter gestellt wird. 
Außerdem wirft sie die Frage auf, unter welchen Voraussetzungen von einer freiwilligen Mehr-
leistung gesprochen werden kann.
 In zwei grundlegenden Entscheidungen hat der Oberste Gerichtshofs Japans die Regelung 
in Art. 1 II indes leerlaufen lassen.
 In der ersten Entscheidung des Großen Spruchkörpers vom 18. 11. 196411 lautet der Leit-
satz: Erbringt der Schuldner bei einem auf Geld gerichteten Darlehen (金銭消費貸借 kinsen 
shōhi taishaku), in dem Zinssätze vereinbart sind, die über die Zinssatzgrenzen des Zinsbe-
schränkungsgesetzes (利息制限法の所定の制限 risoku seigen hō no shotei no seigen) hinaus-
gehen, freiwillig mehr Zinszahlungen (利息を任意に払う risoku wo nińi ni harau) ... so ist der 
überschießende Teil gem.  Art. 491 ZG auf dem verbleibenden Darlehensbetrag (残存元本 zan-
son ganpon) in Anrechnung (充当 jūtō) zu bringen.  Das Gericht macht sich damit den Gedan-
ken aus dem Allgemeinen Teil des japanischen Schuldrechts zu nutzen, nachdem, wenn der 
Schuldner aus einem ... Schuldverhältnis verpﬂichtet ist, außer der Hauptleistung Kosten und 
Zinsen zu entrichten, eine zur Tilgung der ganzen Schulden nicht ausreichende Leistung zu-
nächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und schließlich auf die Hauptleistung anzurechnen 
sei.  Das Gericht hat diese Rechtsprechung fortgesetzt12.
 Der Entscheidung des Großen Spruchkörpers vom 13. 11. 196813 lag ein Sachverhalt zu-
 11 Im Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319121252235835.pdf.
 12 Vgl. etwa die Entscheidung des 2. Kleinen Spruchkörpers vom 20. 6. 1977, im Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319121407221196.pdf mit kurzer Anmerkung von Seeman, 
Roderik, in: Law in Japan 14 (1981) 124f.
 13 Im Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319122457074534.pdf.
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grunde, nach dem die ständigen Zinsüberzahlungen schon zu einer Tilgung des gesamten Dar-
lehensbetrages geführt hatten.  Hier war die Frage zu entscheiden, ob die Überzahlung im 
Wege der ungerechtfertigten Bereicherung heraus verlangt werden könne.  Das Gericht bejaht 
diese Frage.  Der Leitsatz lautet: Erbringt der Schuldner bei einem auf Geld gerichteten Darle-
hen, in dem Zinssätze vereinbart sind, die über die Zinssatzgrenzen des Zinsbeschränkungsge-
setzes hinausgehen, freiwillig mehr Zinszahlungen ...  und ist infolge der Anrechnung des 
überschießenden Betrages auf den Darlehensbetrag (制限超過部分の充当 seigen chōka bubun 
no jūtō) dieser vollständig getilgt (計算上元本が完済になった keisanjō ganpon ga kansai ni 
natta), wovon der Schuldner allerdings nichts weiss (債務の存在しないことを知らない saimu 
no sonzai shinai koto wo shiranai), kann er den Überschussbetrag herausverlangen (払った金額
の返却を請求できる haratta kingaku no henkyaku wo seikyū dekiru).
 Beide Entscheidungen hat der Verfasser im Jahre 1991 als dem Schutz des Darlehens-
schuldners dienend, aber contra legem eingeordnet14.  Auch Marc Dernauer sieht das so, ohne 
freilich auf den Verfasser Bezug zu nehmen.  Er führt im Hinblick auf die Entscheidung aus 
dem Jahre 1968 aus: „Sie entspricht aber weder dem Willen des historischen Gesetzgebers, dem 
Wortlaut der Norm noch der Systematik des Gesetzes.“15 Dem ist nichts hinzuzufügen.  Die 
Begründung ist Folgende:
 In der Literatur zur alten Fassung des Gesetzes herrschte Streit darüber, ob zuviel gezahl-
te Zinsen zurückzuerstatten seien oder nicht.  Ein großer Teil der Literatur bejahte einen Berei-
chungsanspruch.  Die Rechtsprechung lehnte diesen ab. Der Gesetzgeber folgte bei der Neufas-
sung im Jahre 1954 der Meinung der Rechtsprechung.
 Die Rechtsprechung zur alten Fassung hatte genau den Inhalt, der im Wortlaut der Vor-
schrift zum Ausdruck kommt.  Soweit eine Zinsvereinbarung die in Art. 1 I bestimmten Zins-
satzhöchstgrenzen überschreitet, ist sie zwar nichtig und deshalb nicht einklagbar.  Das heisst 
aber nicht, dass die Forderung nicht wirksam erfüllt werden kann.  Leistet der Darlehens-
schuldner freien Willens die Zinsen, so wie sie vereinbart waren, so kann er sie nicht später 
wieder zurückverlangen.
 Schließlich wird diese Rechtsprechung der Systematik des Gesetzes nicht gerecht.  Eine 
Anrechnung überzahlter Zinsen auf die Darlehensvaluta ist nämlich gem.  Art. 2 des Zinsbe-
schränkungsgesetzes in der Fassung von 1954 nur für den Fall vorgesehen, dass der Darlehens-
geber schon bei der Gewährung des Darlehens Zinsen einbehält, die sich zum Teil als gegen die 
Zinssatzhöchstgrenzen verstoßende Überzahlung darstellen.  Bei einer nach Gewährung der 
Darlehenssumme erfolgenden Zinsüberzahlung sollte eine Anrechnung auf die Darlehensvalu-
ta also gerade nicht erfolgen.
 Die vom Obersten Gerichtshof im Urteil von 1964 vorgenommene Berufung auf den 
Art. 491 ZG ist aus dem gleichen Grunde ein Verstoß gegen die Systematik.  Art. 2 des Zinsbe-
schränkungsgesetzes sieht eine Anrechung überzahlter Zinsen nur in dem genannten Fall vor. 
Diese Vorschrift genießt aber als lex specialis den Vorrang vor Art. 491 ZG als allgemeiner 
Anrechnungsregel.
 14 Menkhaus (Fn. 1) 304.
 15 Dernauer (Fn. 4) 291f.
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Ⅲ.  Rechtslage seit 1983
 Die Anrechnung der Zinsüberzahlungen auf die Darlehensvaluta und die Gewährung ei-
nes Bereicherungsanspruches für den Fall, dass die Zinsüberzahlungen infolge der Anrech-
nung auf die Darlehensvaluta schon zur Tilgung derselben geführt hatte, bedeutete erhebliche 
Einkommenseinbußen für bestimmte Kreditgeber.  Diese wurden nicht müde, gegen die Recht-
sprechung zu intervenieren.  Es darf heute als offenes Geheimnis betrachtet werden, dass sie 
durch Zahlungen an Politiker und politische Gruppierungen in der Lage waren, ihren Vorstel-
lungen Gehör zu verschaffen.
 Infolge einiger krasser Auswüchse auf dem Kreditmarkt, die sich nicht auf wucherische 
Zinsforderungen beschränkten, sondern u. a. kriminelle Beitreibungsmethoden in enger Zu-
sammenarbeit mit Verbrecherorganisationen ebenso offenbarten wie die Geldgewährung an 
längst überschuldete Kreditnehmer, was mit der hohen Selbstmordrate Japans in Verbindung 
gebracht wurde, sah sich der Gesetzgeber gezwungen, im Jahre 1983 das Gesetz zur Regelung 
des Geldverleihgewerbes u. a. zu schaffen.  In dieses – eigentlich öffentlichrechtlichen Zielen, 
nämlich der Gewerbeaufsicht, dienenden – Gesetz fand an versteckter Stelle im hintersten 
Winkel unter Weitere Bestimmungen (雑則 zassoku) eine Norm Platz, die den durch die Recht-
sprechung zugunsten der Darlehensnehmer sinnentleerten Art. 1 II des Zinsbeschränkungsge-
setzes jedenfalls für die Anwendungsbereich des Gesetzes zur Regelung des Geldverleihgewer-
bes16 u. a. 17 wieder zu neuem Leben verhalf, nämlich Art. 43 Abs. 1.  Dieser lautete wie folgt:
Als Tilgung einer wirksamen Zinsschuld anzusehende freiwillige Zahlungen
( I ) Erbringt der Schuldner bei einem auf Geld gerichteten Darlehen, in dem Zinssätze 
vereinbart sind, die über die Zinssatzgrenzen des Art. 1 I des Zinsbeschränkungsge-
setzes hinausgehen, freiwillig mehr Zinszahlungen ... so ist der überschießende Teil 
(当該超過部分 tōgai chōka bubun) trotz der genannten Regelung als Tilgung einer 
wirksamen Zinsschuld anzusehen (有効な利息の債務の弁済とみなす yūkō na riso-
ku no saimu no bensai to minasu), falls die im folgenden genannten Bedingungen 
erfüllt sind:
 ....
 Die dann im einzelnen genannten Bedingungen haben sich zwischen 1983 und der Reform 
des Gesetzes im Jahre 2006 mehrfach geändert und sind mitunter nicht einfach verständlich, so 
dass hier auf eine detaillierte Wiedergabe verzichtet wird.  Zusammengefasst kam eine Beru-
fung auf Art. 43 I nur in Frage, wenn folgende fünf Bedingungen erfüllt waren:
 16 Die Übersetzung des Gesetzestitels mit dem Begriff „Verleihen“ ist nicht korrekt, weil Leihe die unent-
geltliche Gebrauchsüberlassung ist, um die es hier gerade nicht geht, entspricht aber der vorherigen Ver-
öffentlichung des Verfassers. Richtigere deutschsprachige Übersetzungen sind Kredit- oder Darlehens-
gewerbegesetz.
 17 貸金業の規制等に関する法律 Kashi kingyō no kisei tō ni kan suru hōritsu, oder kurz 貸金業規制法 ka-
shi kingyō kisei hō, jetzt auch 旧貸金業法 kyū kashi kingyō hō, Gesetz Nr. 32/1983, in der Fassung vor 
der Reform im Jahre 2006, etwa in der Fassung des Gesetzes Nr. 136/2003, abgedruckt unter
 http://roppou.aichi-u.ac.jp/joubun/s58-32.htm. Deutschsprachige Teilübersetzung auf dem Stand des Än-
derungsgesetzes Nr. 89/1993 bei Rapp (Fn. 2) 138ff.
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－ Es musste sich um einen nach dem Gesetz über die Regelung des Geldverleihgewerbes 
u. a. registrierten Geldverleiher (貸金業者 kashi kingyō sha) handeln.
－ Unverzüglich (遅滞なく chitai naku) nach dem Abschluss des Darlehensvertrages hatte 
der Geldverleiher dem Darlehensnehmer (借主 karinushi) eine schriftliche Mitteilung 
über den Inhalt des Vertrages (契約書面 keiyaku shomen) mit den wesentlichen Daten, 
wie Zinssatz, Tilgungsfrist usw. auszuhändigen.
－ Erfolgten Zahlungen des Schuldners, musste der Darlehensgeber ihm unverzüglich 
schriftlich Mitteilung (受取証書 uketori shōsho) darüber geben, auf welche Verﬂich-
tung die erbrachten Zahlungen in Anrechnung gebracht wurden.
－ Die vom Darlehensnehmer vorgenommenen Zahlungen mussten freiwillig erfolgen (任
意性要件 nińi sei yōken).
－ Außerdem durfte der vereinbarte Zinssatz nicht die strafrechtlich relevante Wucher-
grenze überschreiten.
 Letztere ist im Gesetz über die Kontrolle von Kapitalanlagen, Geldverleih18 und Zinsen u.a 
geregelt19.  Der für gewerbliche Kreditgeber einschlägige Art. 5 II des Gesetzes nennt die straf-
rechtlich relevante Höchstzinssatzobergrenze.  Diese ist im Laufe der Zeit regelmäßig verän-
dert worden.  1983 befand sie sich noch auf der Höhe von 109,5%, 1986 ist sie auf 73% reduziert 
worden, gefolgt von einer weiteren Reduzierung im Jahre 1991 auf 54,75%, um dann im Jahre 
1999 gleich zweimal auf 40,004%, bzw. 29,2% gesenkt zu werden.  Der verbleibende Unter-
schied zwischen dem zivilrechtlich unwirksamen Zinssatz von jeweils über 15, 18 bzw. 20% 
und dem strafbaren Zinssatz von 29,2% war die berühmt berüchtigte sog. graue Zone (グレー
ゾ ンー gure zon).
 Als Antwort auf diese Ausnahmeregelung hat die höchstrichterliche Rechtsprechung die 
Voraussetzungen des Art. 43 I so eng auszulegen begonnen, dass auch diese Vorschrift leer lief 
und die aus den 1960er Jahren stammende Rechtsprechung des Gerichts wiederhergestellt wur-
de.  Sie hat außerdem den Darlehensgeber im Hinblick auf die Zinsüberzahlungen grundsätz-
lich als bösgläubig angesehen und damit im Rahmen des Bereicherungsrechts den Zugang zum 
qualiﬁzierten Bereicherungsanspruch gem.  Art. 704 ZG eröffnet.
 In seinem ersten Urteil20 nach der Einführung des Art. 43 I vom 11. 1. 1990 hat der 2.  Klei-
ne Spruchkörper des Obersten Gerichtshofs indes eine einmalige Chance vertan, die Freiwil-
ligkeit der Leistung zugunsten des Darlehensschuldners zu begrenzen.  An die Freiwilligkeit 
hätte etwa die Anforderung gestellt werden können, dass der Darlehensschuldner nicht nur in 
Kenntnis der Tatsache war, dass seine Zinslast über der gesetzlichen Höchstzinssatzgrenze 
liegt, weiter das er wusste, dass die die Höchstzinssatzgrenze übersteigende Zinsforderung 
unwirksam ist, und ihm schließlich auch bewusst war, dass er mit seiner Zahlung u. a. auf den 
unwirksamen Teil der Zinsforderung zahlte.  Das Gericht hat es aber als für die Erfüllung des 
Tatbestandsmerkmals „freiwillig“ als ausreichend angesehen, dass eine willentliche Leistung 
 18 Auch hier gilt das in Fn. 16 Gesagte.
 19 出資の受入れ預り金及び金利等の取締りに関する法律 shusshi no ukeire, azukari kin oyobi kinri tō no 
torishimari ni kan suru hōritsu, Gesetz Nr. 195/1954, vor der Reform vom Jahre 2006 zuletzt geändert 
durch Gesetz Nr. 136/2003; teilweise deutschsprachige Übersetzung auf dem Stand des Gesetzes 
Nr. 75/1988 bei Rapp (Fn. 2) 137.
 20 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319121133000388.pdf
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auf die in den erhaltenen Schriftstücken ausgewiesenen Zinsen erfolge.  Es komme insbeson-
dere nicht darauf an, dass dem Darlehensschuldner auch bewusst gewesen sei, dass die Zahlung 
die Höchstzinssatzgrenze übersteige.
 Der Entscheidung des 1.  Kleinen Spruchkörpers vom 11.3.199921 lag ein schriftlicher 
Darlehensvertrag zugrunde, in dem der jeweilige Zahlungstag mit „in jedem Monat am Tage 
X“ bezeichnet war.  Diese Stipulation hat das Gericht für die erforderliche genaue Angabe des 
Zahlungstages (各回の返済期日 kakkai no hensai kijitsu) als nicht ausreichend angesehen.  In 
der Begründung heisst es, dass der Zahlungstag bei dieser allgemeinen Beschreibung sehr wohl 
auf einen Sonn- oder Feiertag fallen könne.  Zwar bestimme in diesen Fällen Art. 142 ZG, dass 
dann der nächste Arbeitstag der Zahlungstag sei, aber man könne nicht erwarten, dass auch 
dem Darlehensschuldner dieser Umstand bekannt sei und deshalb sei diese Art der Festlegung 
des Zahlungstages zu ungenau mit der Folge, dass der Art. 43 I keine Anwendung fände.
 Nach dem Sachverhalt der Entscheidung des 2.  Kleinen Spruchkörpers vom 20. 2. 200422 
hatte der Darlehensgläubiger dem Darlehensschuldner monatlich jeweils am 25. eine schriftli-
che Zahlungsaufforderung für einen bestimmten Tag des Folgemonats zugesandt, in dem alle 
Angaben, die eigentlich als Information erst nach der Zahlung fällig waren (受取証書 uketori 
shōsho), enthalten waren.  Diese Mitteilung kam zusammen mit einem Überweisungsträger, in 
dem die wesentlichen Informationen schon eingetragen waren und der deshalb direkt für die 
Zahlung verwendet werden konnte.  Die Berufung auf Art. 43 I wurde abgelehnt, weil in die 
Rede stehenden Informationen vom Gesetz nicht vor, sondern unverzüglich nach der Zahlung 
verlangt werden.  Außerdem hätten sich einige erforderliche Informationen auf dem Überwei-
sungsträger befunden, der nach Nutzung durch den Darlehensnehmer für diesen nicht mehr 
zugänglich gewesen sei.
 In einer Entscheidung desselben Spruchkörpers vom selben Tag23, ging es u. a. darum, 
dass die nach der Zahlung erforderliche Mitteilung (受取証書 uketori shōsho) erst ca. 20 Tage 
nach der Zahlung dem Darlehensnehmer zugestellt wurde.  Das war für den Obersten Gerichts-
hof nicht mehr unverzüglich (遅滞なく chitai naku) und die Anwendung des Art. 43 I wurde 
verworfen.  In einer kurz darauf folgenden Entscheidung vom 9.  Juli 200424 wurde vom diesem 
Spruchkörper auch eine Zeitspanne von sieben bis zehn Tagen als zu lang erachtet.
 Der Entscheidung des 1.  Kleinen Spruchkörpers vom 15. 12. 200525 lag ein sog.  revolvie-
 21 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120605506153.pdf
 22 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319124050540653.pdf,
 kurze Stellungnahme dazu bei Schüßler-Langeheine, Dirk/Hafermalz, Eberhard: Überblick über wichti-
ge zivilrechtliche Entscheidungen des japanischen Obersten Gerichtshofs aus dem Jahre 2004, in: Zeit-
schrift für japanisches Recht 21 (2006) 247f.
 23 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319124051986796.pdf,
 kurze Stellungnahme dazu bei Schüßler-Langeheine, Dirk/Hafermalz, Eberhard (Fn. 22) 248f.
 24 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319133920174763.pdf
 25 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120826698131.pdf,
 kurze Stellungnahme dazu bei Schüßler-Langeheine, Dirk/Hafermalz, Eberhard: Überblick über wichti-
ge zivilrechtliche Entscheidungen des japanischen Obersten Gerichtshofs aus dem Jahre 2005, in: Zeit-
schrift für japanisches Recht 24 (2007) 232f.
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render Kredit zugrunde.  Der Darlehensnehmer konnte schon vor kompletter Tilgung eines 
erhaltenen Darlehens innerhalb bestimmter Valutagrenzen immer wieder neue Darlehen auf-
nehmen.  In diesen Fällen ändert sich naturgemäß der Inhalt des Darlehensvertrages, über den 
der Darlehensnehmer unverzüglich nach Abschluss des Vertrages schriftlich zu informieren 
ist, ständig.  Nach Ansicht des Obersten Gerichtshofs entbindet dieses den Darlehensgeber in-
des nicht von der in Rede stehenden Verpﬂichtung.  Er erwartet von dem Darlehensgeber bei 
jeder Zusatzdarlehensaufnahme eine Übersicht über die verbleibende Darlehenssumme und die 
monatlichen Mindestzahlungen unter Berücksichtigung von Zinsen und Tilgung.  Nur so erhal-
te der Darlehensschuldner ein klares Bild von seinen Verbindlichkeiten.  Da die Voraussetzung 
nicht erfüllt war, fand der Art. 43 I keine Anwendung.
 In der Entscheidung des 2.  Kleinen Spruchkörpers vom 13. 1. 200626 hatte das Gericht 
Gelegenheit, seine misslungene Rechtsprechung zur Freiwilligkeit der Überzahlung wenigs-
tens teilweise zu revidieren.  In dem der Entscheidung zugrundeliegenden Sachverhalt war für 
den Fall des Verzugs des Darlehensschuldners bei der Tilgung oder der Zinszahlung der gesam-
te Resttilgungsbetrag nebst einer nach Prozentpunkten zu errechnenden Schadensersatzforde-
rung fällig, die höher war als der festgelegte Zinssatz für die vereinbarte Tilgungs- und Zins-
periode, der seinerseits über der Höchstzinssatzgrenze lag.  Das Gericht argumentierte, dass 
die Restschuldfälligkeit nur dann ausgelöst werde, wenn der Schuldner mit Zinszahlungen in 
Verzug gerate, die nach dem Zinsbeschränkungsgesetz als Zinsforderungen wirksam seien. 
Von einer freiwilligen Überzahlung im Sinne des Art. 43 I könne man in diesem Fall nicht 
sprechen.  Der 1.  Kleine Spruchkörper hat sich dieser Rechtsprechung mit Urteil vom 
19. 1. 200627 ebenso angeschlossen wie der 3.  Kleine Spruchkörper mit Urteil vom 24. 1. 200628. 
Im Urteil vom 17. 3. 200629 hat der 2.  Kleine Spruchkörper sogar eine besondere Revision (特
別上告 tokubetsu jōkoku) gem.  Art. 327 Zivilprozessgesetz30 zugelassen um seine Rechtspre-
chung in dieser Sache zu unterstreichen.
 In einer am 24. 1. 2006 ergangenen anderen Entscheidung des 3.  Kleinen Spruchkörpers31 
ging es um folgende Probleme.  Der Darlehensgeber verauslagte die jeweiligen Darlehensbeträ-
ge in Bar in verschiedenen Höhen und zu verschiedenen Terminen.  Die dem Darlehensnehmer 
 26 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120812308514.pdf; englische Übersetzung unter
 http://www.courts.go.jp/english/judgments/text/2006.01.13-2004.-Ju-.No..1518.html
 27 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120826698131.pdf.
 28 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319130711028401.pdf
 29 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20060405100221.pdf




RYAKU=1&H_CTG=1&H_YOMI_GUN=1&H_CTG_GUN=1; deutsche Übersetzung in der Ursprungs-
fassung bei Heath, Christopher/Petersen, Anja: Das japanische Zivilprozessrecht. Mohr Siebeck: Tübingen 
2002.
 31 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120746964187.pdf; englische Übersetzung unter
 http://www.courts.go.jp/english/judgments/text/2006.01.24-2003.-Ju-.No..1653.html
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jeweils ausgehändigte Mitteilung über den Darlehensvertrag aber enthielt nicht die gerade aus-
gehändigte Summe, sondern diese addiert zu den noch nicht zurückgezahlten Darlehensvaluta 
vorheriger Darlehensgewährungen.  Weiter waren in der jeweiligen Mitteilung in der Regel die 
Tage exakt genannt, an denen keine Rückzahlungen zu erfolgen hatten.  Eine Mitteilung aber 
enthielt eine solche Terminaufstellung gar nicht und eine andere den Passus, dass keine Rück-
zahlungen an Tagen erfolgen müßten, die dem Brauch nach als Feiertage begangen würden. 
Schließlich hatte der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber während der Vertragslaufzeit zu-
nächst eine Lebensversicherungs- und dann eine Unfallversicherungspolice als Sicherheit 
überlassen.  In den darauf folgenden Mitteilungen war aber nie angeben, für welche Beträge in 
welchen Zeiträumen diese Versicherungen als Sicherheit dienen sollten.  Diese drei Punkte 
veranlassten den Obersten Gerichtshof das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 43 I zu 
verneinen.
 In dem der Entscheidung des 2.  Kleinen Spruchkörpers vom 13. 7. 200732 zugrundeliegen-
den Sachverhalt enthielt die Mitteilung über den Darlehensvertrag einen Zahlungs- und Til-
gungsplan, aber an gleicher Stelle wurde auf ein angehängtes Dokument verwiesen, dass die 
Einzelheiten der vom Darlehensschuldner zu erbringenden Zahlungen enthielt.  Die letzte vom 
Darlehensgeber zu zahlende Rate nach dem angehängten Dokument aber wich von der im Zah-
lungs- und Tilgungsplan genannten Ratenhöhe ab.  Das Gericht hielt das für eine Abweichung 
von der auf Grund Art. 43 I erforderlichen Dokumentation und wandte infolgedessen diese 
Vorschrift nicht an.
 Im folgenden Zeitraum erhielt das Gericht in mehreren Verfahren Gelegenheit zu ent-
scheiden, ob für den Fall, dass der Darlehensgeber irrig davon ausgegangen war, dass seine 
Dokumentation die Voraussetzungen des Art. 43 I erfülle, er der qualiﬁzierten Haftung der 
ungerechtfertigte Bereicherung aus Art. 704 ZG ausgesetzt sei.  Art. 704 ZG führt aus, dass 
wenn der Bereicherte bösgläubig (悪意の受益者 akui no juekisha) ist, er nicht nur die Heraus-
gabe der Bereicherung schuldet, sondern das Erlangte nebst gesetzlichen Zinsen und gegebe-
nenfalls sogar Schadensersatz.  In der schon genannten Entscheidung des 2.  Kleinen Spruch-
körpers vom 13. 7. 2007 erklärt das Gericht, dass der Darlehensgeber, der Zinsen verlange, die 
über die gesetzliche Höchstzinssatzgrenze hinausgingen, grundsätzlich bösgläubig sei.  Der 
Irrtum über das Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 43 I sei nur beachtlich und führe zur 
Nichtanwendung des Art. 704 ZG, wenn er unvermeidbar war.  Diese Entscheidung bekräftigte 
der 2.  Kleine Spruchkörper in einer anderen Entscheidung vom selben Tag33, in der er die Sa-
che nicht an die Vorinstanz zur Klärung der Vermeidbarkeit des Irrtums zurückverweist, son-
dern selbst entscheidet, dass ein unvermeidbarer Irrtum nicht vorliege.  In die gleiche Richtung 
argumentiert der 3.  Kleine Spruchkörper in der Entscheidung vom 17. 7. 200734.  Wenn nicht 
 32 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20070927142749.pdf; englische Übersetzung unter
 http://www.courts.go.jp/english/judgments/text/2007.07.13-2005.-Ju-.No..1970.html, kurze Stellungnah-
me dazu bei Tidten, Dan: Überblick über wichtige zivil- und zivilverfahrensrechtliche Entscheidungen 
des japanischen Obersten Gerichtshofs aus dem Jahre 2007, in: Zeitschrift für japanisches Recht 29 
(2010) 259f.
 33 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20070713144518.pdf
 34 Orignal abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20070717110849.pdf.
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ganz besondere Umstände vorlägen, könne die irrige Annahme des Vorliegens der Vorausset-
zungen des Art. 43 I beim Darlehensgeber die Gutgläubigkeit nicht begründen.
 Dieser weite Anwendungsbereich des Art. 704 ZG wird indes in der Entscheidung des 2. 
Kleinen Spruchkörpers vom 10. 7. 200935 etwas eingeschränkt.  Es geht um den Bereicherungs-
anspruch gegen den Darlehensgeber bei Zahlungsverzug und damit Eintritt der Restschuldfäl-
ligkeit.  Das Gericht rekuriert auf seine oben vorgetragene Entscheidung vom 13. 1. 2006.  In 
dieser hatte es argumentiert, dass die Restschuldfälligkeit nur dann ausgelöst werde, wenn der 
Schuldner mit Zinszahlungen in Verzug gerate, die nach dem Zinsbeschränkungsgesetz als 
Zinsforderungen wirksam seien.  Von einer freiwilligen Überzahlung im Sinne des Art. 43 I 
könne man in diesem Fall nicht sprechen.  Da die Nichtanwendbarkeit des Art. 43 I in diesen 
Fällen den Darlehensgläubigern erst mit dieser Entscheidung vor Augen geführt worden sei, 
könne man für Bereicherungsansprüche auf Zinsen, die vor dieser Entscheidung in einem Um-
fang erbracht worden seien, die die Zinssatzhöchstgrenze überschritten, nicht von Bösgläubig-
keit des Darlehensgebers ausgehen. Der 3.  Kleine Spruchkörper hat diese Entscheidung mit 
Urteil vom 14. 7. 200936 bestätigt.
 In der letzten hier relevanten Entscheidung des 2.  Kleinen Spruchkörpers vom 4. 9. 200937 
ging es um die Frage, ab welchem Zeitpunkt die wegen Bösgläubigkeit des Darlehensgebers 
gem.  Art. 704 ZG erforderliche Verzinsung des Bereicherungsanspruches mit dem gesetzli-
chen Zinssatz entstehe.  Das Gericht lässt den Anspruch auf Verzinsung in dem Zeitpunkt 
entstehen, in dem infolge Anrechung des überzahlten Zinsbetrages auf die Darlehensvaluta 
diese getilgt ist.
 In der Entscheidung des 2.  Kleinen Spruchkörpers vom selben Tag38 wird erstmals die 
Frage aufgeworfen, unter welchen Voraussetzungen der Bereicherungsanspruch gegen den 
bösgläubigen Darlehensgeber auch – wie von Art. 704 ZG vorgesehen – einen Schadensersatz-
anspruch des Darlehensnehmers auslöst.  Hier ist das Gericht indes sehr vorsichtig und stellt 
hohe Anforderungen an die unerlaubte Handlung im Einzelfall.  Dies wird in der folgenden 
Entscheidung desselben Spruchkörpers vom 4. 9. 200939 bestätigt.  Das Gericht führt aus, dass 
der Art. 704 ZG jedenfalls keinen Schadensersatzanspruch begründe, der über den der allge-
meinen unerlaubten Handlung gem.  Art. 709 ZG hinausgehe.
 In der bisher letzten Entscheidung zu diesem Themenkomplex hat der 3.  Kleine Spruch-
körper am 20. 4. 201040 erneut eine den Darlehensnehmer schützende Position eingenommen. 
 35 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20090710110055.pdf;
 englische Übersetzung unter
 http://www.courts.go.jp/english/judgments/text/2009.07.10-2008.-Ju-.No..1728.html
 36 Original angedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20090714144525.pdf
 37 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20090904111138.pdf
 38 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20090904111519.pdf;
 englische Übersetzung unter
 http://www.courts.go.jp/english/judgments/text/2009.09.04-2009.-Ju-.No..47.html.
 39 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20091109112425.pdf
 40 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/20100420111708.pdf
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Es ging wieder einmal um einen revolvierenden Kredit, bei dem die jeweils tilgungspﬂichtige 
Darlehensvaluta die Stufen der Zinssatzhöchstgrenzen des Art. 1 I des Zinsbeschränkungsge-
setzes mitunter überschritt, womit dann ein geringerer Zinssatz zulässig war und mitunter un-
terschritt, womit dann ein höherer Zinssatz zulässig war.  Das Gericht lehnte es ab, den jeweils 
anwendbaren zulässigen Zinssatz von dem Unter- oder Überschreiten dieser Stufen abhängig 
zu machen, sondern stellte ausschliesslich auf die vereinbarten Darlehensvaluta und Zinssätze 
ab.  Ein danach einmal unwirksam gewordener Zinsatz könne nicht dadurch wieder wirksam 
werden, dass die verbleibende Darlehensvaluta unter die niedrigste Stufe herabgesunken sei 
und deshalb die Geltendmachung eines höheren Zinssatzes ermögliche.
Ⅳ.  Die Gesetzesreform des Jahres 2006
 Die aufgeführte unbeugsame Haltung der Zivilrechtsprechung des Obersten Gerichtsho-
fes und die Zunahme der Insolvenzen veranlasste den Gesetzgeber zu einer grundlegenden 
Reform, die alle einschlägigen Gesetze betraf und die mit dem Artikelgesetz41 Nr. 115 aus dem 
Jahre 200642 verwirklicht wurde.
 Art. 1 II des Zinsbeschränkungsgesetzes43 wurde ersatzlos gestrichen.  Das Gesetz zur 
Regelung des Geldverleihgewerbes u. a. wurde umbenannt in Geldverleihgewerbegesetz44 (貸
金業法 kashikingyō hō)45 und der Art. 43 in seiner Usprungsfassung ersatzlos gestrichen.  Der 
heutige Art. 43 enthält eine völlig andere Regelung.  Schließlich wurde die sog.  Graue Zone, 
also der Unterschied zwischen den zivilrechtlich unwirksamen Zinssatzhöchstgrenzen und den 
strafbaren Zinssatzhöchstgrenzen aufgehoben.  Der Art. 5 II des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kapitalanlagen, Geldverleih und Zinsen u. a.46 enthält jetzt einen einheitlich straffreie Zins-
satzhöchstgrenze von 20%.  Der schon durch die Reform des Gesetzes zur Regelung des Geld-
 41 Auch in Japan werden Reformen, die mehrere Gesetze gleichzeitig ändern, in Form eines Artikelgesetzes 
verabschiedet.
 42 貸金業の規制等に関する法律等の一部を改正する法律 kashi kingyō no kisei tō ni kan suru hōritsu tō 
no ichibu wo kaisei suru hōritsu. Im Original abgedruckt unter
 http://www.shugiin.go.jp/itdb_housei.nsf/html/housei/16520061220115.htm




 44 Gesetz Nr. 32/1983 in der Fassung des Gesetzes Nr. 61/2011, im Original abgedruckt unter
 http://law.e-gov.go.jp/cgi-bin/idxselect.cgi?IDX_OPT=2&H_NAME=&H_NAME_YOMI=%82%a9&H_
NO_GENGO=H&H_NO_YEAR=&H_NO_TYPE=2&H_NO_NO=&H_FILE_NAME=S58HO032&H_
RYAKU=1&H_CTG=1&H_YOMI_GUN=1&H_CTG_GUN=1; englische Übersetzung auf dem Stand des 
Änderungsgesetzes Nr. 74/2008 unter
 http://www.japaneselawtranslation.go.jp/law/detail/?ft=1&re=02&dn=1&co=01&x=56&y=12&ky=credit
&page=64
 45 Statt Geldverleihgewerbegesetz auch hier wieder besser Kredit- oder Darlehensgewerbegesetz. 








verleihgewerbes u. a. im Jahre 2003 eingeführte Art. 42-2, der einen Darlehensvertrag insge-
samt für unwirksam erklärte, wenn die vereinbarte Jahreszinssatzhöchstgrenze die 
Strafbarkeitsgrenze des Art. 5 I des Gesetzes über die Kontrolle von Kapitalanlagen, Geldver-
leih und Zinsen u. a. in Höhe von 109,5% überstieg, ist im neu gefassten Art. 42 des Geldverleih-
gewerbegesetzes erhalten geblieben.  Leider ist die Einordnung dieser Norm in dem auf die 
öffentlichrechtliche Regelung des Gewerbes der Kreditvergabe gerichteten Geldverleihgewer-
begesetzes unsystematisch, weil eine zivilrechtliche Unwirksamkeit geregelt wird.  Der Ver-
bleib der entsprechenden Norm im in Rede stehenden Gesetz ist sicher dem Umstand geschul-
det, dass sie sich schon vorher dort befand.  Mit der Reform hat der Gesetzgeber jedenfalls der 
zivilrechtlichen Rechtsprechung in vollem Umfang Rechnung getragen.
Ⅴ.  Epilog – Der Kreditgeber im Schuldturm
 Schon die konsequente Rechtsprechung, dann aber insbesondere die Reform des Jahres 
2006 bescherte den Kreditgebern eine Fülle von Rückforderungen überzahlter Beträge, denen 
sie sich mehr erwehren konnten.  Die Gefahr der Überschuldung und damit der Insolvenz stand 
im Raum.  Schnell wurde deutlich, dass die Gruppe der Kreditgeber,  die in dem immer noch 
stark nach Anbietern von Finanzdienstleistungen segmentierten Finanzmarkt47 in Japan als 
Verbraucherﬁnanzierer (消費者金融 shōhisha kin ýū) bezeichnet werden, am Stärksten betrof-
fen sind.
 Zwei der größten Unternehmen dieser Gruppe アコム Akom und プロミス Promise ﬂüch-
teten sich unter den schützenden Mantel einer großen Finanzgruppe.  So landete Akom bei der 
東京三菱 UFJ フィナンシャルグル プー Tokyo Mitsubishi UFJ (United Financial Japan) Fi-
nanzgruppe, Promise bei der 三井住友銀行グル プー Mitsui Sumitomo Bankgruppe.  Beide 
mussten mit erheblichen Finanzspritzen das Überleben ihrer neuen Gruppenmitglieder sichern.
 Zwei andere Große, nämlich 武富士 Takefuji und アイフル Aiful sind selbständig geblie-
ben.  Takefuji aber musste am 28. 9. 2010 Insolvenz anmelden.  Es beantragte das Sanierungs-
verfahren nach dem Reorganisationsgesetz für Aktiengesellschaften48.  Am 28. 10. 2011 geneh-
migte das Insolvenzgericht den vorlegten Sanierungsplan, der eine Aufspaltung des 
Unternehmens in ein Altunternehmen, das nur noch der Liquidation dient, und in ein neues 
erwerbswirtschaftlich Tätiges vorsieht.  Letzteres wird wohl im März 2012 in eine Tochterge-
sellschaft des Käufers J トラスト J Trust eingegliedert werden.
 Am 30. 6. 2011 erhoben 782 ehemalige und gegenwärtige Darlehensnehmer bei acht ver-
 47 Zur Segmentierung der Finanzmärkte in Japan siehe neben der in Fn. 1 genannten Publikation siehe 
Menkhaus, Heinrich: Strukturwandel auf den japanischen Finanzmärkten, in: Eva Bachmayer u. a. (Hg.), 
Japan von Aids bis Zen - Referate des 8. deutschsprachigen Japanologentages vom 26.-27.9.1990 in Wien, 
Beiträge zur Japanologie, Band 29, 2 Teilbände, Wien 1991, 403-425 und ders.: Die Struktur der japani-
schen Finanzmärkte nach dem 1. April 1993 - das Ende des Trennungsprinzips?, in: Eduard Klopfenstein 
u. a. (Hg.), Referate des 9. deutschsprachigen Japanologentages in Zürich, Asiatische Studien XLVIII - 1- 
1994, Bern u. a. 1994, 595-602.
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schiedenen Distriktgerichten in Japan gegen Mitglieder der Gründerfamilie von Takefuji, 武
井 Takei, die zum Teil auch Exekutivfunktionen im Unternehmen Takefuji innehatten, Klagen 
auf Schadensersatz wegen der infolge Insolvenz nicht befriedigten Rückzahlungsforderungen 
in Höhe von insgesamt mehr als 1,7 Mrd. Yen49. Am 5. 12. 2011 folgten 3760 Personen mit einer 
Sammelklage beim Distriktgericht Tōkyō gegen ehemalige Mitglieder der Geschäftsführung 
von Takefuji, die sich auf ein Volumen über 5,5 Mrd. Yen beläuft50.  Das dürfte nur der Anfang 
der Prozesswelle sein.
 49 武富士創業家を提訴 Takefuji sōgyōke wo teiso (Klage gegen die Gründerfamilie von Takefuji), in: 日本
経済新聞Nihon Keizai Shinbun, Morgenausgabe vom 1. 7. 2011, 38.
 50 武富士旧経営陣を提訴 Takefuji kyūkeieijin wo teiso (Klage gegen die ehemalige Geschäftsführung von 
Takefuji, in: 日本経済新聞Nihon Keizai Shinbun, Morgenausgabe vom 6.12.2011, 34.
